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Fall 1: Verharmlosung der Patientenaufklärung

BGH, Beschluss vom 16.08.2022, AZ: IV ZR 342/21, NJW 2023, 149

Tatbestand:

• Klägerin begehrt von den Beklagten wegen mangelhafter Risikoaufklärung materiellen und 
immateriellen Schadensersatz nach der Operation eines Keilbeinflügelmeningeoms

• bei der Klägerin wurde im Krankenhaus eine CT und MRT des Schädels durchgeführt, die 
einen großen Tumor des Keilbeinflügels rechtsseitig zeigten

• präoperativ wurde die Klägerin über den beabsichtigten Eingriff zu dessen Entfernung 
informiert
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Fall 1: Verharmlosung der Patientenaufklärung

Tatbestand:

• Im Aufklärungsbogen war u. a. aufgeführt:

• "Vorgesehene Maßnahme große Tumoroperation!“

• Ein Tumor kann je nach Lokalisation folgende Symptome verursachen:
• Kopfschmerzen (durch zunehmendes Tumorwachstum, durch Oedembildung oder durch 

Störung des Hirnwasserabflusses und –dadurch bedingt – Erhöhung des Hirndruckes)
• motorische Lähmungen (Muskellähmungen, z.B. Arme, Beine, Blase) 
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Tatbestand:

• epileptische Anfälle, sensible Lähmungen (Taubheitsgefühl)

• Sprachstörungen, Persönlichkeitsveränderungen

• Apathie, Demenz, Hirnleistungsstörungen, Verwirrtheit, Gedächtnisstörungen, Sehstörungen, 
Gesichtsfeldausfälle
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Tatbestand:

Weiter wurde ausgeführt:

• die als Folge des Tumorwachstums angeführten Symptome können auch nach jeder 
Operation als Komplikationen auftreten (entweder erstmals oder verstärkt, entweder 
vorübergehend oder selten auch auf Dauer bestehend)

• Grundsätzlich können - wie bei jeder Schädeloperation - noch folgende Komplikationen 
auftreten:
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Tatbestand:

• Wundheilungsstörungen, Infektionen, auch Hirn- und Hirnhautentzündung, Hirnwasserfistel, 
evtl. für einige Tage lumbale Dauerdrainage, Nervenwasserzirkulationsstörung

• Nachblutungen, Hirnschwellung sowie Verletzung von Gefäßen (Arterien, Venen, große 
venöse Blutleiter) können zu Lähmungserscheinungen führen (z.B. Arme, Beine, Hirnnerven, 
Sprache, ähnlich einem Schlaganfall), unter Umständen schwere und dauerhafte Ausfälle
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Tatbestand:

Abschließend wurde auf dem Aufklärungsbogen ausgeführt:

• „Seien Sie durch die Aufzählung der Komplikationsmöglichkeiten bitte nicht beunruhigt, diese 
treten keinesfalls regelhaft auf. Im Gegenteil, sie bilden die Ausnahme. Treten dennoch 
Komplikationen auf, können sich Störungen und Ausfälle im Laufe der Zeit wieder 
zurückbilden. Nur selten kommt es zu schweren bleibenden Störungen.“
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Tatbestand:

• am 5. Mai 2014 wurde das Keilbeinflügelmeningeom operativ mittels osteoplastischer 
Kraniotomie entfernt

• intraoperativ wurde ein Mediagefäß im Rahmen der vorherigen Präparation durchtrennt 

• postoperativ zeigte sich - wohl nach einem Mediateilinfarkt - eine dauerhafte linksseitige 
Hemiparese
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Fall 1: Verharmlosung der Patientenaufklärung

Vorwürfe der Klägerin:

• keine ordnungsgemäße Aufklärung über die Schwierigkeit der OP und der bestehenden 
Risiken

• keine Aufklärung über das bei ihr bestehende erhöhte Risiko vaskulärer Komplikationen 
aufgrund der starken Durchblutung des Tumors

• in Kenntnis der Tatsache, dass die OP schwierig sei und das Risiko berge, zu einem 
Pflegefall zu werden, hätte sie zumindest eine Zweitmeinung eingeholt (Stichwort: 
Plausibilität des Entscheidungskonfliktes) 
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Fall 1: Verharmlosung der Patientenaufklärung

Entscheidung des OLG (nachdem das LG die Klage abgewiesen hatte):

• die Voraussetzungen einer ordnungsgemäßen Aufklärung sind erfüllt, eine Verharmlosung 
der Risiken durch den aufklärenden Arzt habe nicht stattgefunden

• der unterzeichnete Informations- und Einwilligungsbogen enthalte die Angaben, dass eine 
"Verletzung von Gefäßen (Arterien, Venen, große venöse Blutleiter)", 
"Lähmungserscheinungen (z.B. Arme, Beine, Hirn, Nerven, Sprache, ähnlich einem 
Schlaganfall)" und "unter Umständen schwere und dauerhafte Ausfälle" auftreten könnten
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Fall 1: Verharmlosung der Patientenaufklärung

Entscheidung OLG:

• die beschriebene Gefahr einer Gefäßverletzung berge vor dem Hintergrund der 
durchzuführenden Entfernung eines Hirntumors die auch für einen Laien erkennbare Gefahr 
erheblicher Schädigung

• aufgelistet sei, dass es zu lebensbedrohlichen Komplikationen kommen könne und die 
Formulierung "ähnlich einem Schlaganfall" und "lebensbedrohliche Komplikation" 
verdeutlichten das der Operation spezifisch anhaftende Risiko, aus dem auch für den Laien 
ersichtlich werde, womit er im schlimmsten Fall rechnen müsse
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Fall 1: Verharmlosung der Patientenaufklärung

Entscheidung OLG:

• Wörter "ähnlich einem Schlaganfall" und "lebensbedrohliche Komplikation" seien im Bogen 
handschriftlich unterstrichen

• das bestätigt, dass der aufklärende Arzt bei der Aufzählung der Risiken im Gespräch 
diejenigen unterstreiche, die er für besonders relevant halte

• damit habe der aufklärende Arzt die ihm obliegende Aufklärung über die der Operation "im 
Großen und Ganzen" anhaftenden Risiken erfüllt und dies auch dokumentiert, zumal die 
Klägerin den Aufklärungsbogen unstreitig gelesen habe
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Fall 1: Verharmlosung der Patientenaufklärung

Entscheidung OLG:

• selbst wenn keine "konkreten Angaben" zu den im Aufklärungsbogen unterstrichenen 
Risiken gemacht worden wären, ergäbe sich für den Patienten aus den Unterstreichungen, 
worauf er bei der Lektüre besonderes Augenmerk legen solle, weil es der Behandler für 
wichtig halte

• dass die Passage, dass es zu schweren und insbesondere dauerhaften Ausfällen kommen 
könne, nicht unterstrichen worden sei, sei unschädlich, denn zum einen seien "dauerhafte 
Ausfälle" auch von dem Begriff der "Lähmungserscheinungen, ähnlich einem Schlaganfall" 
umfasst
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Fall 1: Verharmlosung der Patientenaufklärung

Entscheidung OLG:

• zum anderen sei es zur Einhaltung des Gebots der Aufklärung im Großen und Ganzen 
ohnehin nicht notwendig, bestimmte Risiken besonders hervorzuheben

• aus dem Aufklärungsbogen ergebe sich eindeutig, dass alle aufgelisteten Komplikationen 
eintreten könnten

• ferner seien schon zu Beginn des Bogens als vorgesehene Maßnahme handschriftlich die 
Wörter "große Tumoroperation!" notiert, woraus sich ergebe, dass es sich nicht um einen 
unbedeutenden Eingriff mit nur geringem Risiko oder auch nur einen "normalen" Eingriff 
handele
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Fall 1: Verharmlosung der Patientenaufklärung

Entscheidung OLG:

• dem Patienten genaue oder annähernd genaue Prozentzahlen über die Möglichkeit der 
Verwirklichung eines Behandlungsrisikos mitzuteilen ist nicht notwendig

• unabhängig davon, ob bei einem Risiko von bis zu 50 % schon von einem "sehr hohen" 
Operationsrisiko gesprochen werden könne, vermittle der unstreitige Hinweis auf die 
Lebensgefahr als die schwerwiegendste mit dem Eingriff verbundene Gefahr eine 
allgemeine Vorstellung von dem Ausmaß der mit dem Eingriff verbundenen Gefahren, ohne 
diese zu beschönigen oder zu verschlimmern
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Fall 1: Verharmlosung der Patientenaufklärung

Entscheidung OLG:

• zudem sei in dem Bogen bei der Auflistung der einzelnen möglichen Komplikationen nicht 
nach der Häufigkeit deren Auftretens unterschieden, sondern in allen Fällen nur das 
generelle Risiko beschrieben

• unerheblich sei, mit welcher Häufigkeit Lähmungserscheinungen aufträten und dauerhaft 
verblieben und ob dieses Risiko bei der Klägerin aufgrund der individuellen Besonderheiten, 
der starken Durchblutung des Tumors, erhöht gewesen sei 

03.11.2023 18



Fall 1: Verharmlosung der Patientenaufklärung

Entscheidung BGH:

• das Gebot rechtlichen Gehörs verpflichtet das Gericht unter anderem dazu, den 
wesentlichen Kern des Vorbringens der Partei zu erfassen und - soweit er eine zentrale 
Frage des jeweiligen Verfahrens betrifft - in den Gründen zu bescheiden

• das OLG hat den Kern des Vortrags der Klägerin nicht erfasst
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Fall 1: Verharmlosung der Patientenaufklärung

Entscheidung BGH:

• die Klägerin hatte zur Unterlegung ihres Vortrages, die Aufklärung zur Risikohöhe sei 
unzutreffend und verharmlosend gewesen, zum einen darauf hingewiesen, dass der 
aufklärende Arzt gerade den Passus "schwere und dauerhafte Ausfälle" nicht unterstrichen 
hat, obwohl er die relevanten Risiken durch Unterstreichungen hervorheben wollte

• auch hatte die Klägerin die Passage im Aufklärungsbogen als fehlerhaft beanstandet, 
wonach es nur "selten" zu schweren bleibenden Störungen kommt
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Fall 1: Verharmlosung der Patientenaufklärung

Entscheidung BGH:

• im konkreten Fall hatte der Sachverständige ausgeführt, dass die Operation per se mit einer 
sehr hohen Morbidität, die er als zu erwartenden Lebensqualitätsverlust umschreibt, 
vergesellschaftet sei und in einer Studie 20 % der operierten Patienten schwere und 30 % 
der Patienten moderate neurologische Defizite zeigten

• trotz sorgfältigster präoperativer Diagnostik seien vaskuläre Komplikationen im Rahmen 
einer solchen komplexen Operation nicht nur nicht vermeidbar, sondern sogar – bei ihr mit 
einer Häufigkeit von bis zu 50 % - möglich
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Fall 1: Verharmlosung der Patientenaufklärung

Entscheidung BGH:

• wegen der starken Durchblutung des Tumors und dessen Verzahnung mit dem Hirngewebe 
bestand bei ihr nach den Ausführungen des Sachverständigen ein deutlich erhöhtes Risiko 
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Fall 1: Verharmlosung der Patientenaufklärung

Entscheidung BGH:

• OLG hat sich mit der Bewertung des Risikos schwerer bleibender Störungen als "selten" und 
(aller) Komplikationsmöglichkeiten als "Ausnahme" in dem Aufklärungsbogen trotz dieser 
sachverständigen Ausführungen und der Beanstandung der Klägerin nicht befasst

• OLG hat auch den Vortrag übergangen, dass der aufklärende Arzt bei dem 
Aufklärungsgespräch zu den im Aufklärungsbogen genannten Symptomen "ähnlich einem 
Schlaganfall" geäußert habe, diese würden sich zurückbilden
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Fall 1: Verharmlosung der Patientenaufklärung

Entscheidung BGH:

• Gehörsverstoß ist entscheidungserheblich, da OLG unter Berücksichtigung des 
übergangenen Vortrags, ggf. nach ergänzender Anhörung des Sachverständigen, 
möglicherweise davon überzeugt gewesen wäre, dass durch Verharmlosungen bei der 
Patientin eine falsche Vorstellung von dem Ausmaß der mit der Behandlung verbundenen 
Gefahr, nämlich einer schwerwiegenden körperlichen Beeinträchtigung mit der Folge der 
bleibenden Pflegebedürftigkeit, erzeugt worden ist

• zudem dürfte das Risiko eines neurologischen Defizits mit "Ausnahme" oder "selten" oder 
"wird sich zurückbilden" nicht zutreffend beschrieben worden sein
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

BGH, Urteil vom 20.12.2022, AZ: VI ZR 375,21 NJW 2023, 1435

Tatbestand:

• Kläger litt unter rezidivierenden Ohrenentzündungen und Paukenergüssen (Flüssigkeit im 
Innenohr) 

• am 01.11.2013 wurde der Kläger über eine Nasen- Septum-Plastik zur Optimierung der 
Nasenluftpassage aufgeklärt und unterzeichnete unmittelbar nach dem Aufklärungsgespräch 
die Einwilligungserklärung

• während der am 04.11.2013 durchgeführten OP kam es zu einer stärkeren arteriellen 
Blutung 
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Tatbestand:

• postoperativ war der Kläger aufgrund einer Hirnblutung nicht erweckbar

• anschließende neurochirurgische Intervention zeigte, dass es bei der ersten OP zu einer 
Duraverletzung, der Verletzung der vorderen Hirnschlagader und zu einer Durchtrennung 
des Riechnervs links gekommen war

• Kläger musste intubiert und beatmet und auf der ITS behandelt werden

• 3 weitere Operationen waren notwendig, GdB von 90 und Pflegegrad 2, vorübergehende 
Betreuung durch Ehefrau
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Vorwürfe des Klägers:

• OP sei technisch fehlerhaft ausgeführt worden, da der Operateur in dem sensiblen Bereich 
die äußerste Sorgfalt nicht beachtet habe (Vorwurf fehlerhafter Behandlung)

• Eingriff sei rechtswidrig gewesen, da Aufklärung in verschiedener Hinsicht unzureichend 
gewesen ist: 

• keine Aufklärung über Behandlungsalternativen (Behandlung mit Nasenspray) und der 
Eingriff hätte zeitlich nach hinten verschoben werden können

• keine Risikoaufklärung, insb. keine Aufklärung über Hirnschäden mit daraus 
resultierenden Dauerschäden

• keine ausreichende Bedenkzeit zwischen Aufklärung und Einwilligung
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Einwendungen der Beklagten:

• Operation sei technisch fehlerfrei ausgeführt worden und es haben sich typische Operations-
Komplikationen (Verletzungen der Hirnschlagader und des Riechnervs) verwirklicht

• Kläger ist über Behandlungsalternativen und OP-Risiken umfassend informiert und 
aufgeklärt worden

• da Operation erst 3 Tage nach Aufklärung durchgeführt worden ist, liegt zumindest eine 
konkludente Einwilligung vor

• Einwand der hypothetischen Einwilligung
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Urteil Landgericht:

• Ansprüche sind unbegründet, da zum einen die Operation nach dem SV-Gutachten 
technisch fehlerfrei ausgeführt worden und der eingetretene Schaden schicksalshaft sei

• zum anderen habe die Beklagte die ordnungsgemäße Risikoaufklärung durch die 
vernommene Zeugin (aufklärende Ärztin) nachgewiesen

• behauptete Behandlungsalternativen hätten keinen Erfolg gebracht und somit nicht 
gleichwertig, d. h. keine Aufklärung geschuldet

• ausreichende Bedenkzeit zwischen Aufklärung und Einwilligung
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Urteil OLG:

• Aufklärung über die Risiken, insb. Dauerschäden, war ausreichend

• zutreffend ist die Auffassung des LG, dass keine Behandlungsalternativen bestanden, über 
welche hätte aufgeklärt werden müssen

• da der Kläger jedoch keinerlei Bedenkzeit zwischen Risikoaufklärung und Entscheidung über 
die Einwilligung hatte, war die Einwilligung unwirksam und der Eingriff rechtswidrig
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Urteil OLG:

• eine wohlüberlegte Entscheidung kann schon nach dem Wortlaut des § 630e Abs. 2 Nr. 2 
BGB nur treffen, wer ausreichend Zeit zum Überlegen hat:

 630e Abs. 2. Nr. 2 BGB:
 (2) Die Aufklärung muss 
 1. …..

• Die Aufklärung muss so rechtzeitig erfolgen, dass der Patient seine Entscheidung über die 
Einwilligung wohlüberlegt treffen kann,
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Urteil OLG:

• hat ein Krankenhaus aus organisatorischen Gründen die Übung, den Patienten unmittelbar 
im Anschluss an die Aufklärung zur Unterschrift unter die Einwilligungserklärung zu 
bewegen, kann in einem solchen Fall nicht von einer wohl überlegten Entscheidung 
ausgegangen werden

• die Entscheidung wird vielmehr unter dem Eindruck einer großen Fülle von dem Patienten 
regelmäßig unbekannten und schwer verständlichen Informationen und in einer persönlich 
schwierigen Situation abgegeben
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Urteil OLG:

• Kläger hat unmittelbar nach dem Aufklärungsgespräch am 01.11.2013 über die teils 
erheblichen Risiken (Verletzung der Hirnhaut), die mit der OP verbunden sind, die 
Einverständniserklärung unterschrieben 

• mögliche Vorgespräche, in welchen die Risiken nicht thematisiert worden sind, sind 
unbeachtlich

• entscheidend ist, dass dem Kläger eine (Wohl-) Überlegungszeit hätte eingeräumt werden 
müssen
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Urteil OLG:

• dass sich der Kläger 3 Tage nach dem Aufklärungsgespräch zur stationären Behandlung in 
die Klinik begeben hat, kann nicht als konkludente Einwilligungserklärung gewertet werden

• die ausdrückliche Einwilligungserklärung hat der Kläger am 01.11.2013 abgegeben, indem 
er das entsprechende Formular unterzeichnete. Die Einwilligung wurde nicht widerrufen

• nicht davon auszugehen, dass die Beklagte als Erklärungsempfänger bei der Aufnahme des 
Klägers am 04.11.2013 davon ausging, dass der Kläger erst jetzt seine Einwilligung zur 
Operation erteilt 
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Urteil OLG:

• da es sich vorliegend nicht um einen notfallmäßigen oder dringenden Eingriff handelte, ist 
der Vortrag des Klägers, bei ordnungsgemäßer Bedenkzeit hätte er Rücksprache mit seinem 
behandelnden HNO-Arzt gehalten und sich möglicherweise gegen die Operation 
entschieden, plausibel

• der Einwand der hypothetischen Einwilligung ist damit entkräftet
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Urteil OLG:

• Behauptung der Beklagten, dass das Vorgehen einem bundesweiten Standard im Rahmen 
der Aufklärung entspricht, lässt Verschulden nicht entfallen

• selbst wenn es üblich ist, unmittelbar nach dem Aufklärungsgespräch dem Patienten ein 
Einwilligungsformular zur Unterzeichnung vorzulegen und ihm damit keine ausreichende 
Bedenkzeit zur wohlüberlegten Entscheidung über die Einwilligung einzuräumen, entlastet 
dies die Beklagte nicht
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Urteil OLG:

• Hinweis der Beklagten, dass der Sachverständige diese im Klinikalltag übliche Praxis nicht 
beanstandet habe, ist unbeachtlich, da es sich um eine nicht vom Sachverständigen zu 
beurteilende Rechtsfrage handelt

• die Revision wurde im Hinblick auf die Frage einer ausreichenden Bedenkzeit zwischen 
Aufklärungsgespräch und Entscheidung über die Einwilligung gemäß § 630e Abs. 2 Nr. 2 
BGB zugelassen
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Vgl. dazu OLG Köln, Urteil vom 16.01.2019, VersR 2019, 947:

• ist eine OP zwar dringlich aber nicht umgehend zu veranlassen, muss zwischen Aufklärung 
und Einwilligung eine den Umständen nach angemessene Bedenkzeit gelassen werden

• besteht die Übung, den Patienten unmittelbar im Anschluss an die Aufklärung zur 
Unterschrift unter die Einwilligungserklärung zu bewegen, wird die Entscheidungsfreiheit des 
Patienten unzulässig verkürzt

• es besteht die Pflicht des Krankenhauses sich davon zu überzeugen, dass die 
Einwilligungserklärung nach wie vor dem freien Willen des Patienten entspricht
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Vgl. dazu OLG Köln, Urteil vom 16.01.2019, VersR 2019, 947:

• bedeutsamer Unterschied, ob Patient nach rechtzeitiger Aufklärung und ausreichender 
Bedenkzeit seine Einwilligung erteilt, oder ob dies gerade nicht der Fall ist

• denn im ersten Fall ist zu erwarten, dass der Patient als mündiger Mensch von sich aus auf 
die geänderte Entscheidung oder auf inzwischen wieder aufgetretene Zweifel an der 
Sinnhaftigkeit der Maßnahme hinweist

• im Fall einer verkürzten Entscheidungsfreiheit gilt dies nicht, da ohne weiteres dem 
Patienten erst die Bedenkzeit hätte geben und dann die Unterschrift abverlangt werden 
können
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Entscheidung BGH:

• mit der Beurteilung, weil ihm unter Verstoß gegen § 630e Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BGB keine 
Bedenkzeit zwischen der Aufklärung über die Risiken des Eingriffs und seiner Entscheidung 
über die Einwilligung in den Eingriff eingeräumt worden sei, überspannt das OLG den 
Wortlaut des § 630e Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BGB und stellt überzogene Anforderungen an die 
der Behandlungsseite obliegenden Pflichten zur Einholung einer Einwilligung des Patienten.
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Entscheidung BGH:

• Bestimmung enthält kein Erfordernis, wonach zwischen Aufklärung und Einwilligung ein 
bestimmter Zeitraum liegen müsste

• vielmehr wurde lediglich die Rechtsprechung kodifiziert, dass der Patient vor dem 
beabsichtigten Eingriff so rechtzeitig aufgeklärt werden muss, dass er durch hinreichende 
Abwägung der für und gegen den Eingriff sprechenden Gründe seine Entscheidungsfreiheit 
und damit sein Selbstbestimmungsrecht in angemessener Weise wahrnehmen kann
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Entscheidung BGH:

• nach dem Wortlaut und der Stellung im Gesetz bezieht sich die Bestimmung allein auf den 
Zeitpunkt, zu dem das Aufklärungsgespräch stattzufinden hat, d. h. rechtzeitig vor dem 
Eingriff

• nach dem Willen des Gesetzgebers war keine inhaltliche Änderung der Rechtslage mit 
dieser Regelung verbunden, sondern lediglich Wiedergabe der bisherigen Rechtsprechung

• im Einklang mit dieser sieht sie keine vor der Einwilligung einzuhaltende "Sperrfrist" vor, 
deren Nichteinhaltung zur Unwirksamkeit der Einwilligung führen würde;
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Entscheidung BGH:

• die Bestimmung fordert eine Aufklärung, die die Möglichkeit zu einer reflektierten 
Entscheidung gewährleistet

• sie nimmt die bisherige Rechtsprechung auf, der zufolge der Patient vor dem beabsichtigten 
Eingriff so rechtzeitig aufgeklärt werden muss, dass er durch hinreichende Abwägung der für 
und gegen den Eingriff sprechenden Gründe seine Entscheidungsfreiheit und damit sein 
Selbstbestimmungsrecht in angemessener Weise wahrnehmen kann
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Entscheidung BGH:

• die Aufklärung muss zu einem Zeitpunkt erfolgen, in dem der Patient noch im vollen Besitz 
seiner Erkenntnis- und Entscheidungsfreiheit ist und nicht unter dem Einfluss von 
Medikamenten steht

• sie darf nicht erst so kurz vor dem Eingriff erfolgen, dass der Patient wegen der in der Klinik 
bereits getroffenen Operationsvorbereitungen unter einen unzumutbaren psychischen Druck 
gerät oder unter dem Eindruck steht, sich nicht mehr aus einem bereits in Gang gesetzten 
Geschehensablauf lösen zu können
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Entscheidung BGH:

• entscheidend ist, ob der Patient unter den jeweils gegebenen Umständen ausreichend 
Gelegenheit hat, innerlich frei darüber zu entscheiden, ob er sich der beabsichtigten 
medizinischen Maßnahme unterziehen will oder nicht

• zu welchem konkreten Zeitpunkt ein Patient nach ordnungsgemäßer - insbesondere 
rechtzeitiger - Aufklärung seine Entscheidung über die Erteilung oder Versagung seiner 
Einwilligung trifft, ist seine Sache
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Entscheidung BGH:

• sieht er sich bereits nach dem Aufklärungsgespräch zu einer wohlüberlegten Entscheidung 
in der Lage, ist es sein gutes Recht, die Einwilligung sofort zu erteilen

• wünscht er dagegen noch eine Bedenkzeit, so kann von ihm grundsätzlich erwartet werden, 
dass er dies gegenüber dem Arzt zum Ausdruck bringt und von der Erteilung einer - etwa im 
Anschluss an das Gespräch erbetenen - Einwilligung zunächst absieht

• es ist seiner Selbstbestimmung zuzuordnen, wenn ihn dies eine Überwindung kosten mag 
(OP-Planungen laufen etc.)
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Entscheidung BGH:

• der ordnungsgemäß aufgeklärte Patient ist nicht passives Objekt ärztlicher Fürsorge; er ist 
vielmehr grundsätzlich dazu berufen, von seinem Selbstbestimmungsrecht aktiv Gebrauch 
zu machen und an der Behandlungsentscheidung mitzuwirken 

• es kann von ihm grundsätzlich verlangt werden zu offenbaren, wenn ihm der Zeitraum für 
eine besonnene Entscheidung nicht ausreicht 

• tut er dies nicht, so kann der Arzt grundsätzlich davon ausgehen, dass er keine weitere 
Überlegungszeit benötigt
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Entscheidung BGH:

Eine andere Beurteilung ist allerdings - sofern medizinisch vertretbar - dann geboten, wenn
• für den Arzt erkennbare konkrete Anhaltspunkte (z. B. besonders eingeschränkte 

Entschlusskraft) dafür gegeben sind, dass der Patient noch Zeit für seine Entscheidung 
benötigt

• dem Patienten nicht die Möglichkeit gegeben wird, weitere Überlegungszeit in Anspruch 
zu nehmen (z.B. wenn der Patient zu einer Entscheidung gedrängt oder "überfahren" 
wird)
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Fall 2: Wirksamkeit der sofortigen Einwilligungserklärung des 
Patienten nach dem Aufklärungsgespräch

Entscheidung BGH:

• da Einwilligung kein Rechtsgeschäft ist, sondern eine Gestattung oder Ermächtigung zur 
Vornahme tatsächlicher Handlungen, die in den Rechtskreis des Gestattenden eingreifen, 
finden 

• Vorschriften über Willenserklärungen keine unmittelbare Anwendung
• ist keine bestimmte Form vorgeschrieben, so dass sie entweder ausdrücklich erfolgt 

oder sich konkludent aus den Umständen und dem Verhalten des Patienten ergeben 
kann

• solange eine Einwilligung nicht widerrufen wird, kann das Vorliegen der Einwilligung 
unterstellt werden, wenn sich der Patient bewusst der Behandlung unterzieht
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Fall 3: Haftung nach verzögerter telemedizinischer 
Schlaganfallversorgung

LG München II, Urteil vom 10. Mai 2022, MedR 2022, 930

Tatbestand:

• Klägerin kollabierte im häuslichen Umfeld und wurde mitttels Rettungswagen in die 
Einrichtung der Beklagten verbracht

• dort traf sie um 18:49 Uhr ein

• Um 19:26 Uhr wurde eine CT-Untersuchung, welche im Zentralklinikum als unauffällig 
befundet wurde, durchgeführt

• da keine Besserung des Zustandes eintrat, wurde von der Beklagten eine Neubefundung im 
Zentralklinikum erbeten
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Fall 3: Haftung nach verzögerter telemedizinischer 
Schlaganfallversorgung

Tatbestand:

• Um 21:01 Uhr wurde eine CT-Angiografie veranlasst und um 21:45 Uhr wurde aus dem 
Zentralklinikum die Diagnose eines akuten ischämischen Medianinfarktes mitgeteilt

• um 22:00 Uhr kam die Mitteilung, dass eine Verlegung der Klägerin mittels Hubschrauber 
wegen schlechter Wetterbedingungen nicht möglich sei

• Klägerin wurde um 22:45 Uhr mit dem Rettungswagen in die Fachklinik verlegt, da
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Fall 3: Haftung nach verzögerter telemedizinischer 
Schlaganfallversorgung

Vorwürfe der Klägerin:

• fehlerhaft wurde keine Fremdanamnese durchgeführt, obwohl Ehemann und Tochter im 
Warteraum der Klinik saßen

• fehlerhaftes Unterlassen einer CT-Angiografie, um eine durch CT nicht sicher 
auszuschließende Ischämie festzustellen

• verspätete Verlegung in eine Fachklinik

• bei rechtzeitiger Diagnostik und mechanischer Rekanalisation wäre mit einer 
Wahrscheinlichkeit von über 50% der schwere Schlaganfall mit bleibender Behinderung 
verhindert worden
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Fall 3: Haftung nach verzögerter telemedizinischer 
Schlaganfallversorgung

Vorwürfe der Klägerin bzgl. der Folgen:

• linksseitige erhebliche Spastik mit ausgeprägter Hemiparese und Vigilanzminderung

• Notwendigkeit der Nutzung eines Gehstocks, außer Haus auch Nutzung eines Rollstuhls

• Hilfe bei der Körperpflege (Pflegegrad 3)

• Schwerbehinderung mit einem GdB von 100 (Merkzeichen G und aG) 

• rechtliche Betreuung durch Ehemann
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Fall 3: Haftung nach verzögerter telemedizinischer 
Schlaganfallversorgung

Vorwürfe der Klägerin bzgl. der Folgen:

• sie bedarf umfassender Behandlung und Medikation

• da Klägerin zur Person und ihrer Situation orientiert ist, ist sie sich des Umstands bewusst, 
dass sie für ihr jüngste Tochter, welche noch zu Hause lebt und zu 80 % schwerbehindert 
und daher auf besondere elterliche Fürsorge angewiesen ist, nicht im Ansatz in der Weise 
sorgen kann, wie dies einer gesunden Mutter möglich wäre

• angesichts dieser Lebenssituation leidet sie unter depressiven Episoden und befindet sich in 
ärztlicher Behandlung
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Fall 3: Haftung nach verzögerter telemedizinischer 
Schlaganfallversorgung

Vortrag Beklagte:

• Behandlung war lege artis, da entsprechend dem Standard des Tesaurus-Telemedizin-
Netzwerks - die Ärzte des Zentralklinikums zeitgerecht in die Diagnostik eingebunden 
wurden

• die (u. a. wetterbedingte) Verzögerung der Verlegung der Klägerin in das Zentralklinikum, 
welche nach telefonischer Mitteilung der Diagnose eines schweren Medianinfarkts um 21.45 
Uhr veranlasst worden sei, habe die Beklagte nicht zu vertreten
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Fall 3: Haftung nach verzögerter telemedizinischer 
Schlaganfallversorgung

Urteil Landgericht:

• Behandlung war jedenfalls insoweit fehlerhaft, als eine CT-Angiografie um mindestens 80 
Minuten verzögert worden ist

• es kann dahinstehen, ob die Verantwortung hierfür bei der Beklagten oder der 
Nebenintervenientin (Zentralklinikum) liegt, denn die Beklagte hat sich, soweit sie unter 
vertraglichen Gesichtspunkten haftet, das Verschulden der Nebenintervenientin gem. § 278 
BGB zurechnen zu lassen
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Fall 3: Haftung nach verzögerter telemedizinischer 
Schlaganfallversorgung

Urteil Landgericht:

• schon allein der Zeitablauf zwischen Abschluss der ersten orientierenden Untersuchungen 
(gegen 19.15 Uhr) und Indikationsstellung für die CT-Angiografie ist (grob) fehlerhaft

• soweit die Abläufe zwischen den Krankenhäusern (Beklagte und Zentralklinikum) 
offensichtlich nicht klar geregelt waren, ist dies ein Organisationsversäumnis, das beide 
beteiligten Krankenhäuser zu verantworten haben

• versorgt man als kleines Krankenhaus Schlaganfallpatienten, ist eine engmaschigste 
Vernetzung erforderlich
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Fall 3: Haftung nach verzögerter telemedizinischer 
Schlaganfallversorgung

Urteil Landgericht:

• es sind detaillierte Regelungen zu treffen, wer für was zuständig ist, solche können bspw. in 
einer SOP (Standard-Operating-Procedure) niedergelegt werden

• durch die - hier i.W. allein erfolgte - bloße Verständigung der Beteiligten, im Rahmen einer 
telemedizinischen Schlaganfallversorgung leitlinienkonform behandeln zu wollen, erfüllen die 
Beteiligten nicht in hinreichendem Maße ihre Absprache- und Koordinationsverpflichtung 
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Fall 3: Haftung nach verzögerter telemedizinischer 
Schlaganfallversorgung

Urteil Landgericht:

• durch die Absprache wird nicht sichergestellt, dass die gebotenen Diagnose- und 
Behandlungsschritte im Falle der notfallmäßigen Versorgung eines Schlaganfallpatienten mit 
der gebotenen Schnelligkeit erfolgt 

• ferner wäre im konkreten Fall die Hinzuziehung nicht nur der Radiologen, sondern auch der 
Neurologen der Nebenintervenientin 15 Minuten nach Aufnahme der Klägerin - also nach 
Ausschluss internistischer Erkrankungen als Grund für die Bewusstlosigkeit - erforderlich 
gewesen
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Fall 3: Haftung nach verzögerter telemedizinischer 
Schlaganfallversorgung

Urteil Landgericht:

• Klägerin kommt die Beweislastumkehr gem. § 630h Abs. 5 S. 2 BGB zugute:
• a) die CT-Angiografie wurde nicht zeitgerecht durchgeführt
• b) wäre sie zeitgerecht erfolgt, so hätte sie mit überwiegender Wahrscheinlichkeit einen 

Schlaganfall als reaktionspflichtigen Befund gezeigt (sofortige Verlegung zum Zweck von 
rekanalisierenden Maßnahmen)

• c) die Nichtreaktion hierauf wäre "grob fehlerhaft" gewesen
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Fall 3: Haftung nach verzögerter telemedizinischer 
Schlaganfallversorgung

Urteil Landgericht:

• angesichts des relativ jungen Alters der Patientin und der gravierenden 
Bewusstseinsstörung, für welche es bis 19.40 Uhr keine nachvollziehbare Diagnose gab, ist 
die Verzögerung nach Auffassung des SV grob fehlerhaft, und zwar unabhängig davon, ob 
man von Organisationsmängeln, von Versagen im konkreten Behandlungsfall oder von 
beidem ausgeht

• eine leitliniengerechte Schlaganfallversorgung erfordere eine engmaschigste Vernetzung, 
die im vorliegenden Fall nicht gegeben war
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Fall 3: Haftung nach verzögerter telemedizinischer 
Schlaganfallversorgung

Urteil Landgericht:

• Beklagte hat die Klägerin für den Gesundheitsschaden zu entschädigen und auch für die 
weiteren Folgen einzustehen

• Ursächlichkeit des Behandlungsfehlers für das neurologische Defizit ist hoch wahrscheinlich; 
vielleicht wäre sogar eine Restitutio ad integrum möglich gewesen 

• Beklagte konnte den ihr obliegenden Kausalitätsgegenbeweis nicht führen 

• Schmerzensgeld in Höhe von 120.000,00 EUR zugesprochen und Feststellung der 
immateriellen und materiellen Ersatzpflicht
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Fall 4: Einsichtsrecht des Sozialversicherers in die Gerichtsakte des vom 
Versicherten geführten Rechtsstreit wegen eines Behandlungsfehlers

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 15. Mai 2023 – I-3 VA 2/23, juris

• der Antragsteller vertritt als Rechtsanwalt den Kläger in einem Arzthaftungsprozess 

• die gesetzliche Krankenkasse des Klägers begehrt während des laufenden Verfahrens gem. 
§ 299 Abs. 2 ZPO Einsicht in die Gerichtsakte, soweit es um den geltend gemachten 
Behandlungsfehler geht

• der Antragsteller hat dem unter Hinweis auf ein ihm zustehendes Urheberrecht an seinen 
anwaltlichen Schriftsätzen widersprochen
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Fall 4: Einsichtsrecht in die Gerichtsakte des vom Versicherten 
geführten Rechtsstreits wegen eines Behandlungsfehlers

§ 299 Abs. 2 ZPO Akteneinsicht; Abschriften:

• „Dritten Personen kann der Vorstand des Gerichts ohne Einwilligung der Parteien die 
Einsicht der Akten nur gestatten, wenn ein rechtliches Interesse glaubhaft gemacht wird“

• bereits nach dem Wortlaut der Vorschrift ist fraglich, ob der Rechtsanwalt überhaupt ein 
Antragsrecht hat, da er keine Partei des Rechtstreits ist
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Fall 4: Einsichtsrecht in die Gerichtsakte des vom Versicherten 
geführten Rechtsstreits wegen eines Behandlungsfehlers

• RA ist antragsbefugt, wenn er in seinen Rechten verletzt ist

• da vom Gericht Akteneinsicht gewährt wurde, beantragt er 

• die angefochtene Entscheidung abzuändern und die Akteneinsicht insoweit abzulehnen, wie 
eine Einsicht in seine  Schriftsätze, namentlich in die Klageschrift, verlangt wird

• die Akteneinsicht verletze sein Urheberrecht, sein allgemeines Persönlichkeitsrecht und 
seine Berufsfreiheit

• zudem könne die Krankenversicherung seine anwaltlichen Dienste gegen Entgelt in 
Anspruch nehmen, statt durch Akteneinsicht „abzukupfern“
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Fall 4: Einsichtsrecht in die Gerichtsakte des vom Versicherten 
geführten Rechtsstreits wegen eines Behandlungsfehlers

Entscheidung OLG:

• nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 UrhG gehören zu den geschützten Werken der Literatur, Wissenschaft 
und Kunst insbesondere Sprachwerke, wie Schriften, Reden und Computerprogramme

• Voraussetzung ist nach § 2 Abs. 2 UrhG, dass es sich bei den Werken um persönliche 
geistige Schöpfungen handelt

• soll ein Werk von den schöpferischen Beiträgen seines Urhebers geprägt sein und sich 
insoweit durch Individualität oder Originalität auszeichnen, muss ein Gestaltungsspielraum 
bestehen
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Fall 4: Einsichtsrecht in die Gerichtsakte des vom Versicherten 
geführten Rechtsstreits wegen eines Behandlungsfehlers

Entscheidung OLG:

• Gestaltungsspielraum findet sich bei Sprachwerken wissenschaftlichen und technischen 
Inhalts in der Form und Art der Sammlung, Einteilung und Anordnung des dargebotenen 
Stoffes

• liegt die schöpferische Kraft eines Schriftwerks allein im innovativen Charakter seines 
Inhalts, kommt ein Urheberrechtsschutz nicht in Betracht

• der gedankliche Inhalt eines Schriftwerkes muss einer freien geistigen Auseinandersetzung 
zugänglich sein

03.11.2023 67



Fall 4: Einsichtsrecht in die Gerichtsakte des vom Versicherten 
geführten Rechtsstreits wegen eines Behandlungsfehlers

Entscheidung OLG:

• die Schutzfähigkeit ist auch dann beschränkt, wenn die Darstellung aus der Natur der Sache 
oder nach den Gesetzen der Zweckmäßigkeit vorgegeben ist

• ein schutzwürdiges Werk liegt nicht allein deswegen vor, weil bei dessen Erstellung ein 
hoher Arbeitsaufwand entstanden ist oder für dessen Erstellung eine besondere 
Sachkenntnis oder spezielles Wissen erforderlich war
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Fall 4: Einsichtsrecht in die Gerichtsakte des vom Versicherten 
geführten Rechtsstreits wegen eines Behandlungsfehlers

Entscheidung OLG:

• es ist nicht zu erkennen, aufgrund welcher inhaltlichen oder formalen Umstände die 
anwaltlichen Schriftsätze das Ergebnis einer eigenen schöpferischen Tätigkeit sind und nicht 
durch sachliche Notwendigkeiten oder eine bestehende Zweckmäßigkeit vorgegeben 
gewesen sein sollen

• die Klageschrift und weitere Schriftsätze waren in ihrem Aufbau und Inhalt durch den 
Prozessgegenstand und das Gebot der Zweckmäßigkeit derart vorgegeben, dass eine 
eigene geistige Schöpfung des Urhebers, die seine eigene Kreativität zum Ausdruck bringt, 
nicht zu erkennen ist
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Fall 4: Einsichtsrecht in die Gerichtsakte des vom Versicherten 
geführten Rechtsstreits wegen eines Behandlungsfehlers

Entscheidung OLG:

• auch kann sich der Antragsteller nicht erfolgreich auf sein allgemeines Persönlichkeitsrecht 
(Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 1 GG) und seine Berufsausübungsfreiheit (Art. 12 Abs. 1 GG) 
berufen

• sowohl für den Schutz der Persönlichkeit des Einzelnen als auch die 
Berufsausübungsfreiheit können sich insbesondere aus dem entgegenstehenden 
Informationsbedürfnis der Öffentlichkeit oder dritter Personen Einschränkungen ergeben
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Fall 4: Einsichtsrecht in die Gerichtsakte des vom Versicherten 
geführten Rechtsstreits wegen eines Behandlungsfehlers

Entscheidung OLG:

• eine gesetzliche Krankenkasse besitzt im Arzthaftungsprozess eines Mitglieds ein 
erhebliches Interesse, sich über den Sach- und Streitstand jenes Rechtsstreits zu 
informieren

• die Krankenkasse hat die Kosten der erfolgten Heilbehandlung getragen und im Interesse 
der Gesamtheit ihrer Krankenversicherten zu prüfen, ob Heilbehandlungskosten 
abgerechnet worden sind, die auf etwaige Behandlungsfehler zurückzuführen sind und 
daher von ihr zurückgefordert werden können
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Fall 4: Einsichtsrecht in die Gerichtsakte des vom  Versicherten 
geführten Rechtsstreits wegen eines Behandlungsfehlers

Entscheidung OLG:

• das Interesse des Antragstellers, sich die für den Kläger geleistete Arbeit zusätzlich durch 
ein Mandat der Krankenkasse  bezahlen zu lassen, tritt dahinter weit zurück

• das liegt bei verständiger Betrachtung derart auf der Hand, dass dazu weitere Ausführungen 
nicht erforderlich sind

• Unter welchen Voraussetzungen ein Anwaltsschriftsatz einen urheberrechtlichen Schutz 
genießt, ist höchstrichterlich durch die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts 
geklärt und eine Entscheidung des BGH dazu ist nicht notwendig
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

OLG Hamm, Urteil vom 20. Dezember 2022 – I-26 U 46/21, NJW 2023, 1226 
(anhängig BGH VI ZR 44/23)

Tatbestand

• die Klägerin leidet seit ihrer Kindheit an einer Hüftdysplasie und  in der Kindheit waren 
bereits zwei Umstellungsosteotomien notwendig

• aufgrund der Grunderkrankung litt die Klägerin unter einer fortgeschrittenen 
Hüftgelenksarthrose (Coxathrose)

• wegen persistierender Schmerzen und nach bildgebender Diagnostik, wurde die Indikation 
für die Implantation einer Hüftgelenksendoprothese gestellt 
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Tatbestand

• am 18.01.2017 wurde mit der Klägerin ein Aufklärungsgespräch geführt und ein 
Aufklärungsbogen „Hüftgelenksendoprothese“, welcher zahlreiche individualisierte 
Eintragungen enthielt, von der Klägerin und dem aufklärenden Arzt unterschrieben

• am 19.01.2017 wurde rechtsseitig eine zementfreie Hüft-TEP implantiert. Zudem zeigte sich 
intraoperativ eine dysplastische Hüftgelenkpfanne rechts

• postoperative Röntgenkontrollen zeigten eine regelgerechte Implantatlage und die Klägerin 
konnte an Unterarmgehstützen mobilisiert werden
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Tatbestand

• aufgrund von Schmerzen der rechten Hüfte, stellte sich die Klägerin nach ca. 5 Monaten, im 
Mai 2017 erneut vor

• es wurde eine Pfannendislokation mit Fraktur des Pfannenbodens festgestellt 

• am 24.05.2017 wurde im Rahmen einer Revisionsoperation ein Pfannenwechsel am rechten 
Hüftgelenk durchgeführt

• als Revisionsimplantat wurde eine verschraubte Stützschalenpfanne in der Kombination mit 
einer einzementierten Kunststoffpfanne gewählt 
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Tatbestand

• postoperativ litt die Klägerin unter einer neurologischen Ausfallsymptomatik am rechten Bein 
und es wurde eine Läsion am Nervus femoralis mit hierdurch verursachter proximaler Parese 
des rechten Beines neurologisch bestätigt

• Klägerin wurde im Anschluss physiotherapeutisch und krankengymnastisch behandelt und 
bezog über einen Zeitraum von 78 Wochen Krankengeld

• Klägerin leidet unter starken Schmerzen und Bewegungseinschränkungen, insb. beim 
Treppensteigen, und kann sich nur mithilfe von Unterarmgehstützen fortbewegen
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Tatbestand

• Klägerin behauptet, dass nicht absehbar sei, ob sie ihren Beruf weiter ausüben könne und 
ein Erwerbsschaden sei zu befürchten

• sie dürfe keine Last mit einem Gewicht von mehr als 5 kg tragen

• zudem sei sie in der Haushaltsführung stark eingeschränkt, da sämtliche Tätigkeiten, die 
Geh- oder Standsicherheit erforderten, erschwert seien
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Tatbestand

• psychologische Folgeschäden seien zu befürchten, weil sie mit der derzeitigen Situation 
drohenden Existenzgefährdung stark überfordert sei

• auch könne nicht ausgeschlossen werden, dass ihr Zustand in einem "Worst-Case-Szenario" 
derart verschlechtere, dass sie sogar auf einen Rollstuhl angewiesen sei
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Vorwürfe der Klägerin

• es sei grob fehlerhaft unterlassen worden, vor der Erstoperation die benötigte 
Prothesengröße genau zu prüfen

• es habe keine ordnungsgemäße Prothesenplanung stattgefunden (Vorwurf: fehlende 
Befunderhebung zur notwendigen Größe der Prothese)

• die bei der Erstoperation gewählte Prothese sei zu groß gewesen und es hätte die Prothese 
mit einer Pfanne in der Größe der Zweit-OP eingesetzt werden müssen; ggf. unter 
Berücksichtigung der Grunderkrankung Anfertigung einer Sonderprothese 
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Vorwürfe der Klägerin

• keine Aufklärung darüber, dass das neue Gelenk gegebenenfalls nicht passe könnte

• bei ordnungsgemäßer Aufklärung hätte sie sich in einem Entscheidungskonflikt befunden, 
jedenfalls hätte sie auf eine ordnungsgemäße Prothesenplanung bestanden

• ob sich bei der zweiten Operation ein aufgeklärtes OP-Risiko verwirklicht habe oder auch 
hier ein Aufklärungsmangel vorliege, könne dahinstehen, da der Eingriff ausschließlich 
wegen des Einsatzes der zu großen Hüftprothese notwendig geworden sei
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Vorwürfe der Klägerin

• Klägerin fordert Schmerzensgeld- und Schadensersatz in Höhe von ca. 110.000,00 € sowie 
Feststellung der Ersatzpflicht für mögliche Zukunftsschäden 

• Beklagten behaupten eine ordnungsgemäße Behandlung und Aufklärung und berufen sich 
auf die hypothetische Einwilligung

• aus der maßgeblichen ex ante Sicht und unter Berücksichtigung der präoperativ gefertigten 
Röntgenbilder sei die Auswahl der Prothese nicht zu beanstanden
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Urteil Landgericht:

• Erstoperation vom 19.01.2017 war indiziert und wurde ordnungsgemäß durchgeführt, 
insbesondere sei die Operation ausreichend geplant gewesen und die Prothesengröße 
zutreffend ausgewählt worden

• die Nervschädigung sei schicksalshaft im Rahmen der Revisionsoperation aufgetreten

• die Klägerin sei jeweils vor den Operationen ausreichend und umfassend über die Risiken 
aufgeklärt worden 
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Ergänzende Vorwürfe der Klägerin im Rahmen der Berufung:

• Kenntnis- und Ausbildungsstand des aufklärenden Arztes – was insoweit erst in der mdl. 
Verhandlung offenbar geworden ist – entsprach nicht der Vorschrift des § 630e Abs. 2 Ziff. 1 
BGB

• danach muss die Aufklärung durch den Behandler oder eine Person erfolgen, die über die 
zur Durchführung der Maßnahme notwendige Ausbildung verfügt

• hier: nach Angaben des Sachverständigen lag eine schwierige Operation vor
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Ergänzende Vorwürfe der Klägerin im Rahmen der Berufung:

• aufklärende Arzt habe erst seit 2 Wochen als Arzt in Deutschland gearbeitet und war zuvor 
als Arzt in Syrien 

• Arzt habe nicht über die für die Durchführung der Maßnahme notwendige Ausbildung 
verfügt, so dass eine Delegation nicht zulässig gewesen sei

• aufgrund nicht ausreichender Sprachkenntnisse habe er den Inhalt nicht hinreichend 
kommunizieren können

• aufgrund der Grunderkrankung (Dysplasie) hätte auf die Quote einer Nebenfolge von 50 % 
hingewiesen werden müssen
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Vortrag der Beklagten im Berufungsverfahren:

• aufklärende Arzt habe zwei Wochen vor der Operation seine Stelle als Arzt in Weiterbildung 
in der Klinik angetreten

• Arzt sei aber bereits zuvor nach Deutschland gekommen und habe fast ein Jahr lang 
mehrere Praktika absolviert

• Arzt habe eine Anerkennung seines ausländischen Studienabschlusses erhalten, um als Arzt 
in Deutschland arbeiten zu können

• für die Anerkennung habe er u. a. eine Fachsprachprüfung auf dem Niveau C1 GER 
bestehen müssen
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Entscheidung OLG:

• die Operation war indiziert und die präoperative Prothesenplanung lege artis

• 3-dimensionale Planung zur Feststellung der Knochenstärke ist kein medizinischer Standard 

• trotz der Besonderheiten bei der Klägerin (lange bestehende Hüftdysplasie) musste keine 
Sonderprothese angefertigt werden

• Pfanne bei der Erstoperation war nicht zu groß
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Entscheidung OLG:

• Eingriff war aber rechtswidrig, da keine wirksame Einwilligung der Klägerin vorlag

• unstreitig, dass Aufklärungsgespräch geführt und im Aufklärungsbogen handschriftlich 
mögliche Komplikationen genannt sind

• aber keine Aufklärung, dass im Vergleich zu einer normalen Hüftendoproblematik bei einer 
Dysplasie vermehrt Probleme beim Einwachsen der Pfanne auftreten und sich dadurch 
Beinlänge und Weichteilmantel ändern können
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Entscheidung OLG:

• auch wenn der aufklärende Arzt nicht Facharzt für Orthopädie und Unfallchirurgie sein 
müsse, hätte er die der Operation immanenten Risiken kennen müssen

• hätte er bereits bei entsprechenden Operationen mitgewirkt – was unstreitig nicht der Fall 
war – wären ihm die Risiken bekannt gewesen

• es handelte sich nicht um eine Standardaufklärung, sondern der Eingriff war nach Angaben 
des Sachverständigen von hohen Komplikationen geprägt und war die anspruchsvollste 
Operation in der Primärimplantation
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Entscheidung OLG:

• Operateur muss nicht selbst die Aufklärung vornehmen

• zulässig und im Klinikalltag grundsätzlich üblich, dass die Aufklärung auf Mitarbeiter delegiert 
wird

• ausreichend ist, dass Aufklärung von einem Arzt durchgeführt wird, der die Risiken des 
Eingriffs hinreichend kennt 

• hier: Klägerin wurde nicht auf die erhöhten individuellen Risiken hingewiesen und 
zweifelhaft, ob dem aufklärenden Arzt diese  aufgrund seines Kenntnis- und 
Ausbildungsstandes überhaupt hinreichend bekannt waren
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Entscheidung OLG:

• darauf, dass es aufgrund der Dysplasie im Vergleich zu einer normalen Hüftendoproblematik 
zu vermehrten Beschwerden kommen und aufgrund der individuellen Vorerkrankung 
insbesondere Probleme beim Einwachsen der Pfanne geben kann, wurde nicht hingewiesen

• damit nicht ausreichend, dass im Aufklärungsbogen u. a. auf die Risiken von Beinlängen- 
und Muskeldifferenz hingewiesen wurde
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Entscheidung OLG:

• zwar dürfen an den vom Arzt zu führenden Nachweis der ordnungsgemäßen Aufklärung 
keine unbilligen oder übertriebenen Anforderungen gestellt werden, aber Angabe des 
aufklärenden Arztes „meine auch über das erhöhte Risiko aufgrund der Dysplasie aufgeklärt" 
zu haben, genügt für die Überzeugungsbildung gemäß § 286 ZPO nicht

• in Anbetracht des damaligen Kenntnis- und Ausbildungsstandes des Arztes kann auch nicht 
davon ausgegangen werden, dass der aufklärende Arzt „immer so“ vorgegangen ist, dies 
insb. vor dem Hintergrund, dass der aufklärende Arzt in Syrien als HNO-, Gesichts- und 
Halschirurg tätig war
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Fall 5: Anforderung an die ärztliche Aufklärung bei einer 
bestimmten Hüft-OP

Entscheidung OLG:

• hypothetische Einwilligung von Behandlungsseite nicht  nachgewiesen

• Klägerin hat behauptet, dass sie in Kenntnis sämtlicher Risiken sich noch einmal überlegt 
hätte, den Eingriff durchzuführen und eine weitere ärztliche Meinung eingeholt hätte

• damit hat sie einen Entscheidungskonflikt plausibel gemacht, da nicht verlangt werden kann, 
dass Patient plausibel macht, dass er sich im Falle ordnungsgemäßer Aufklärung gegen den 
Eingriff entschieden hätte

• 20.000,00 € Schmerzensgeld und Feststeller zugesprochen
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Kammergericht, Urteil vom 10.Juli 2023 – 20 U 1150/20

Tatbestand:

• bei der Klägerin wurde am 17.07.2015 eine Brustvergrößerung beider Brüste durchgeführt

• Operationsbericht wurde nicht geschrieben bzw. liegt nicht vor

• postoperativ hatte sich an beiden Brüsten ein sog. Double-Bubble-Effekt (Unterbrustfalte ist 
doppelt zu sehen) eingestellt

• 13.10.2015 Revisionseingriff und Vergrößerung der Brüste

• Kosten für die Klägerin weitere 800,00 €

•  
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Tatbestand:

• postoperativ kam es zu erheblichen Schwellungen und Schmerzen in beiden Brüsten und 
eine antibiotische Behandlung wurde erfolglos durchgeführt

• 27.04.2017 ließ die Klägerin bei einem anderen Arzt eine weitere Revisionsoperation an 
beiden Brüsten vornehmen und zahlte dafür 6.188,63 €

• nachbehandelnde Arzt stellte fest, dass das Implantat der linken Brust zerstört und die 
Implantathöhle der rechten Brust bei dem Eingriff am 13.10.2015 zu klein gesetzt war
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Vorwürfe der Klägerin:

• Operation am 17.07.2015 war fehlerhaft, da unmittelbar nach der OP ein Double-Bubble- 
Effekt aufgetreten ist

• die Revisionsoperation am 13.10.2015 zur Beseitigung des Double-Bubble-Effekts ist 
fehlerhaft durchgeführt worden, da die Höhle für das Implantat der rechten Brust zu klein und 
das Implantat der linken Brust minderwertig gewesen ist

• keine ordnungsgemäße Aufklärung über Risiken des Eingriffs und beschränkte (nicht 
lebenslange) Haltbarkeit der Implantate, so dass der Eingriff am 17.07.2015 rechtswidrig 
gewesen sei
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Vorwürfe der Klägerin (Schäden):

• Auftreten eines Double-Bubble-Effekts nach der OP vom 17.07.2015

• Notwendigkeit der Revisionsoperation am 13.10.2015

• nach der Revisionsoperation ungleich stehende, geschwollene Brüste, linke Brust kleiner als 
die rechte, welche druckempfindlich und schmerzhaft ist

• erforderliche (weitere) Korrekturoperation am 27.04.2017
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Erwiderung des Beklagten:

• das Auftreten eines Double-Bubble-Effekts ist ein dem Eingriff immanentes Risiko, über 
welches aufgeklärt worden ist

• weder sei die Implantathöhle der rechten Brust zu klein noch das Implantatmaterial der 
linken Brust fehlerhaft gewesen

• unterstellt, dass die Klägerin nicht ordnungsgemäß aufgeklärt worden ist, hätte sie sich in 
Kenntnis der Risiken für die Operation entschieden (hypothetische Einwilligung)
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Urteil Landgericht:

• fest steht, dass nach der Erst-OP am 17.07.2015 ein Double-Bubble-Effekt aufgetreten ist

• dies kann Folge einer fehlerhaften OP sein, aber auch schicksalshaft als immanentes Risiko 
auftreten

• soweit der Sachverständige wegen des fehlenden OP-Berichtes nicht beurteilen kann, ob 
Eingriff lege artis durchgeführt wurde, obliegt der Behandlungsseite der Nachweis einer 
ordnungsgemäßen Operation, welcher ihr nicht gelungen ist
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Urteil Landgericht:

• gem. § 630 f Abs. 2 BGB führt eine nicht dokumentierte Maßnahme zu der Vermutung, dass 
diese nicht durchgeführt worden ist, hier: obwohl der OP-Bericht fehlt, ist unstreitig, dass die 
OP durchgeführt worden ist

• wenn das Fehlen einer Dokumentation dazu führt, dass ein Patient einen Behandlungsfehler 
nicht beweisen kann, kommt es zu einer Umkehr der Beweislast, wenn in der fehlenden 
Dokumentation eine Pflichtverletzung zu sehen ist und der Ablauf der Behandlung nicht auf 
anderem Weg zuverlässig festgestellt werden kann 
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Urteil Landgericht:

• da postoperativ eine Double-Bubble-Effekt aufgetreten ist, muss die Operation fehlerhaft 
gewesen sein

• weitere Fehler nicht bewiesen, da SV nicht bestätigt hat, dass die Implantathöhle der re. 
Brust fehlerhaft zu klein gewesen ist noch dass die Implantate mangelhafter Qualität waren 

• aufgrund physiologischer Vorgänge könne sich Implantattasche auch danach verkleinert 
haben und minimale Beanspruchungen des Implantats können zur Ruptur des Implantats 
führen und sind nicht beweisend für ein minderwertiges Implantat
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Urteil Landgericht:

• Eingriff am 17.07.2015 war rechtswidrig, da Klägerin nicht ordnungsgemäß aufgeklärt wurde

• bei kosmetischen Operationen ist besonders umfassend und ggf. schonungslos aufzuklären, 
da kein krankhafter Zustand beseitigt werden soll

• Aufklärung über Double-Bubble Effekt nicht ausreichend nachgewiesen
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer  
 Schönheitsoperation 

Urteil Landgericht:

• Klägerin hat im Zusammenhang mit einem Entscheidungskonflikt plausibel dargelegt, dass 
sie in Kenntnis der Tatsache, dass es zu weiteren Operationen kommen könnte, den Eingriff 
nicht hätte durchführen lassen, da sie sich dies finanziell nicht hätte leisten können

• Schmerzensgeld in Höhe von 10.000,00 €, Kosten für Revisionsoperation und Feststellung, 
dass Beklagter Kosten für zukünftige materielle und immaterielle Schäden zu tragen hat
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Urteil Kammergericht:

• Eingriff am 17.07.2015 war rechtswidrig, da keine ordnungsgemäße Aufklärung über Risiken 

• soweit Beklagter im Rahmen der Anhörung angegeben hat, dass er „die allgemeinen und 
speziellen OP-Risiken“ besprechen würde, etwas zur Lebensdauer der Implantate sage und 
darauf hinweise, dass es zu einem Double-Bubble-Effekt aufgrund von Hauterschlaffung 
kommen kann, ist die Aufklärung unzureichend
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Urteil Kammergericht:

• denn SV hatte erläutert, dass OP-Methode des Beklagten (große Implantate, hinter den 
Brustmuskel platziert) ein deutlich erhöhtes Risiko für einen Double-Bubble-Effekt beinhaltet

• es handelt sich um eine direkte Folge der Operation und hat seine Ursache nicht in der 
körperlichen Entwicklung der Patientin

• Beklagte hat über die im Hinblick auf das Auftreten eines Double-Bubble-Effekt risikohaftere
OP-Methode gar nicht gesprochen und den Effekt als Alterns der Haut verharmlost
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Urteil Kammergericht:

• bei einer ästhetischen OP, die nicht der Beseitigung eines krankhaften Zustandes dient, ist 
dem Patienten ein umfassender Eindruck von den mit dem Eingriff verbundenen Risiken zu 
vermitteln und nicht lediglich ein Überblick „im Großen und Ganzen“ wie bei medizinisch 
indizierten Eingriffen

• bei Schönheitsoperationen fehlt es am Krankheitsrisiko, so dass  der Patient nicht über das 
Risiko des Unbehandeltbleibens seiner Erkrankung gegenüber den Eingriffsrisiken 
aufzuklären ist, sondern es ist ein umfassendes Bild der Eingriffsrisiken zu vermitteln
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Urteil Kammergericht:

• Einwand der hypothetischen Einwilligung greift nicht

• bei ästhetischen Operationen, bei denen kein Krankheitsrisiko besteht, ist bei der Annahme 
der hypothetischen Einwilligung Zurückhaltung geboten, um das Selbstbestimmungsrecht 
des Patienten nicht zu entwerten

• finanzielle Erwägungen des Patienten, welche bei medizinisch indizierten Eingriffen kaum 
von Bedeutung sind, müssen daher Berücksichtigung finden
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Urteil Kammergericht:

• dass Patientin, die Geld für OP gespart hat und nachvollziehbar erläutert, für 
Revisionseingriffe kein Geld zu haben, „wankend“ geworden wäre, die OP durchzuführen, 
wenn sie Kenntnis von dem erhöhten Risiko des Eingriffs gehabt hätte, „liegt auf der Hand“

• Beklagte haftet somit für alle materiellen und immateriellen Folgen des rechtswidrigen 
Ersteingriffes (2 Folgeoperationen mit zusätzlichen Kosten, Schmerzen, psych. Belastung)
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Urteil Kammergericht (klarstellend zum Behandlungsfehler):

• entgegen der Auffassung des LG führt das Fehlen eines OP-Berichtes nicht zu einer 
Beweislastumkehr mit der Folge, dass der Behandler nachweisen muss, dass die OP 
sachgerecht durchgeführt wurde

• gem. § 630h Abs. 3 BGB führt das Nichtdokumentieren einer Maßnahme zu der Vermutung, 
dass die Maßnahme unterlassen wurde

• da Klägerin unstreitig operiert wurde, kann lediglich vermutet werden, dass einzelne OP-
Schritte unterlassen wurden
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Urteil Kammergericht (klarstellend zum Behandlungsfehler):

• Klägerin hätte am Ende der OP aufgesetzt werden müssen, um zu simulieren, wie sich die 
Implantate im Stehen verhalten

• es handelt sich dabei um eine medizinisch gebotene Befunderhebung 

• bei der Lage- und Sitzkontrolle der Implantate handelt es sich zudem um einen 
dokumentationspflichtigen Operationsschritt

• da bereits kurz nach der OP der Double-Bubble-Effekt zu sehen war, ist davon auszugehen, 
dass er auch am Ende der OP gesehen worden wäre und hätte behandelt werden müssen
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Fall 6: Schonungslose Aufklärung bei einer 
Schönheitsoperation 

Urteil Kammergericht (klarstellend zum Behandlungsfehler):

• dem angebotenen Zeugenbeweis, dass am Ende der Operation die Patientinnen immer 
aufgesetzt werden, musste bereits wegen der Rechtswidrigkeit der OP nicht nachgekommen 
werden

• es ist aber sehr fraglich, ob die „immer so“-Rspr. des BGH zur Aufklärung auch auf den Fall 
des Dokumentationsfehlers im Zusammenhang mit der ärztlichen Behandlung Anwendung 
findet
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Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit!

RA Christoph Manthei

Fachanwälte für Medizinrecht Dr. Schultze-Zeu � Manthei & Kollegen

Uhlandstr. 161, 10719 Berlin

info@ratgeber-arzthaftung.de
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